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Kreis Lippe 
 
23 Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2010  
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses ist gem. § 101 Abs. 1 
und 8 GO NRW i.V.m. § 103 Abs. 1 GO NRW vom Rech-
nungsprüfungsausschuss bzw. der örtlichen Rechnungs-
prüfung geprüft worden, der Rechnungsprüfungsausschuss 
hat nach Beratung des Entwurfs des Jahresabschlusses 
2010 und der Prüfungsberichte der Rechnungsprüfung ei-
nen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat in seiner Sitzung am 
17.12.2012 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss einstimmig durch Beschluss fest-
gestellt, über die Behandlung des Jahresüberschusses be-
schlossen und dem Landrat Entlastung erteilt (§ 53 Abs. 1 
KrO NRW i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2010 des Kreises Lippe wurde der 
Bezirksregierung Detmold gem.  
§ 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 15.01.2013 an-
gezeigt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2010 werden wie folgt bekannt gemacht: 
 
Gesamtergebnisrechnung: 
Jahresüberschuss 1.061.019,82 € 
 
Gesamtfinanzrechnung: 
Liquiditätsüberschuss 457.674,23 € 
 
Inanspruchnahme Ausgleichsrücklage: 
Der Jahresüberschuss des Jahres 2010 in Höhe von 
1.061.019,82 € wird der Ausgleichsrücklage 
zugeführt. 
 
Der Jahresabschluss 2010 mit vollständiger Ergebnisrech-
nung, Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, 
dem Anhang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 
28.01.2013 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 
2011 bei der Kreisverwaltung Lippe in Detmold, Felix – Fe-
chenbach - Str. 5, 32756 Detmold – Bürgerservice – wäh-
rend der Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme aus.  
 
Die vollständige Schlussbilanz zum 31.12.2010 ist nach-
stehend abgedruckt. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss wird hiermit gem. § 53 Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 
14.07.1994; GV NW S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit § 96 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; 
GV  NW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Detmold, den 25.01.2013 
 
Gez. 
 
Schäfer 
 
 
- Kämmerer - 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
 
 
 
24 Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts-

satzung des Kreises Lippe für das Haushalts-
jahr 2013 

 
Aufgrund des § 54 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 646) in der 
derzeit geltenden Fassung wird bekannt gemacht, dass der 
Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das 
Haushaltsjahr 2013 mit Haushaltsplan und Anlagen wäh-
rend der Dauer des Beratungsverfahrens (bis zur beschlie-
ßenden Kreistagssitzung am 18.03.2013) während der 
Dienststunden im Bürgerservice der Kreisverwaltung Lippe 
in Detmold, Felix – Fechenbach - Str. 5 in 32756 Detmold, 
zur Einsicht öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können innerhalb einer Frist vom  
 

28.01.2013 bis 12.02.2013 
 
von kreisangehörigen Gemeinden, deren Einwohnern und 
Abgabepflichtigen erhoben werden. 
 
Die Einwendungen können schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Landrat des Kreises Lippe, Felix – Fechenbach - Str. 
5 in 32756 Detmold, erhoben werden. 
 
Detmold, den 25.01.2013 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
In Vertretung 
 
 
Kämmerer  

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Stadt Barntrup 
 
25 Schulverband Barntrup-Dörentrup 
 Feststellung des Jahresabschlusses 2008 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastungsertei-
lung des Schulverbandsvorstehers 

 
I. Jahresabschluss 2008 des Schulverbandes Barntrup-
Dörentrup und Entlastung des Schulverbandsvorste-
hers  
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes 
Barntrup-Dörentrup hat in ihrer Sitzung am 08.03.2010 
gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung unter 
Zuhilfenahme der tbbo Treuhand GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft den geprüften Jahresabschluss sowie 
den Lagebericht festgestellt. Dem Schulverbandsvorsteher 
wurde Entlastung erteilt.  
 
AKTIVA 
1. Anlagevermögen 
1.1  Immaterielle Vermögensgegenstände 197,00 € 
1.2  Sachanlagen 
1.2.1 Bauten auf fremdem Grund 1.960.494,00 € 
 und Boden 
1.2.2 Maschinen und technische Anlagen 21,00 € 
1.2.3 Betriebs- und Geschäftsausstattung 246.937,00 € 
 
2. Umlaufvermögen 
2.1  Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 710,00 € 
2.2  Forderungen und sonstige 
 Vermögensgegenstände 
2.2.1 Privatrechtliche Forderungen  
2.2.1.2 gegenüber dem privaten Bereich 38.418,52 € 
2.2.1.2 gegen verbundene Unternehmen 88,44 € 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 1.250,00 € 
 
SUMME AKTIVA: 2.248.115,96 € 
 
PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 71.082,88 € 
1.2 Ausgleichsrücklage 35.400,00 € 
1.3 Jahresüberschuss (+)/-fehlbetrag (-) - 754,51 € 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 1.439.573,00 € 
 
3. Rückstellungen 
3.1  Instandhaltungsrückstellungen 11.000,00 € 
3.2  Sonstige Rückstellungen 30.300,00 € 
 
4. Verbindlichkeiten 
4.1  Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1  vom öffentlichen Bereich  254.595,18 € 
4.1.2  vom privaten Kreditmarkt  326.137,05 € 
4.2  Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
 und Leistungen  27.212,81 € 
4.3 erhaltene Anzahlungen  51.516,12 € 
4.4 Sonstige Verbindlichkeiten 803,43 € 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 1.250,00 € 
 
SUMME PASSIVA: 2.248.115,96 € 

 
Der vorstehende Beschluss der Schulverbandsversamm-
lung über den Jahresabschluss 2008 und den Lagebericht 
sowie die Entlastung des Schulverbandsvorstehers wird 
hiermit gemäß § 96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Barntrup, den 08.01.2013 
 
Der Schulverbandsvorsteher 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
 
 
 
26 Schulverband Barntrup-Dörentrup 
 Feststellung des Jahresabschlusses 2009 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastungsertei-
lung des Schulverbandsvorstehers 

 
I. Jahresabschluss 2009 des Schulverbandes Barntrup-
Dörentrup und Entlastung des Schulverbandsvorste-
hers 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes 
Barntrup-Dörentrup hat in ihrer Sitzung am 17.10.2011 
gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung unter 
Zuhilfenahme der tbbo Treuhand GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft den geprüften Jahresabschluss sowie 
den Lagebericht festgestellt. Dem Schulverbandsvorsteher 
wurde Entlastung erteilt. 
 
AKTIVA 
1. Anlagevermögen 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 141,00 € 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Bauten auf fremdem Grund 1.881.598,00 € 
 und Boden 
1.2.2 Maschinen und technische Anlagen 19,00 € 
1.2.3  Betriebs- und Geschäftsausstattung 234.123,00 € 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, 65.789,36 € 
 Anlagen im Bau 
 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 685,00 € 
 Waren 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
2.2.1 Privatrechtliche Forderungen  
2.2.1.2 gegenüber dem privaten Bereich 85.396,26 € 
2.2.1.2 gegen verbundene Unternehmen 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 1.250,00 € 
 
SUMME AKTIVA: 2.269.001,62 € 
 
PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 71.082,88 € 
1.2  Ausgleichsrücklage  34.645,49 € 
1.3  Jahresüberschuss (+)/-fehlbetrag (-) + 66.168,75 € 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 1.378.350,00 € 
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3. Rückstellungen 
3.1 Instandhaltungsrückstellungen 11.000,00 € 
3.2 Sonstige Rückstellungen 23.864,00 € 
 
4. Verbindlichkeiten 
4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1 vom öffentlichen Bereich 237.492,90 € 
4.1.2 vom privaten Kreditmarkt 310.419,47 € 
4.2  Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
 und Leistungen  30.857,61 € 
4.3  erhaltene Anzahlungen  103.870,52 € 
4.4  Sonstige Verbindlichkeiten 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 1.250,00 € 
 
SUMME PASSIVA: 2.269.001,62 € 
 
Der vorstehende Beschluss der Schulverbandsversamm-
lung über den Jahresabschluss 2009 und den Lagebericht 
sowie die Entlastung des Schulverbandsvorstehers wird 
hiermit gemäß § 96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Barntrup, den 08.01.2013 
 
Der Schulverbandsvorsteher 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
 
 
 
27 Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungs-

planes-Nr. 01/16 "Freizeit- und Erholungsge-
biet im Süden der Stadt Barntrup" 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes-Nr. 01/16 "Freizeit- 
und Erholungsgebiet im Süden der Stadt Barntrup" ist vom 
Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 14.12.2012 als 
Satzung beschlossen worden.  
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich.  
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich.  
 
B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung die 1. Änderung des Bebauungsplanes-
Nr. 01/16 "Freizeit- und Erholungsgebiet im Süden der 
Stadt Barntrup" rechtsverbindlich.  
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Bauamt der Stadt Barn-
trup, Mittelstr. 32, 32683 Barntrup, zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
H i n w e i s e 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 Abs. 1 
Nr. 1 u. 3 des Baugesetzbuches beachtlichen Verletzungen 
von Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuches beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuches beachtli-
che Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Barntrup 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen.  
2.Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 u. 2 sowie 
Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung von 
durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnach-
teilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.  
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung kann 
gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Barntrup vorher gerügt und    
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Barntrup, den 09.01.2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister  
In Vertretung  
 
 
Kuhs  

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
28 25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 

der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gemäß 
§ 13a BauGB; 

 
 Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbe-

darf mit der Zweckbestimmung „Rathaus“; 
 
 Gebrauchmachung über den vorgreiflichen 

Satzungsbeschluss / Inkraftsetzung der 25. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Ortskern“ Bösingfeld; 

 
 Inkraftsetzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB; 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
05.07.2012 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, zu ändern (25. Änderung). 
 
Der Aufstellungsbeschluss zur 25. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, war verbunden 
mit dem Auslegungsbeschluss und einem vorgreiflichen 
Satzungsbeschluss. 
 
Die 25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Orts-
kern Bösingfeld“, wird als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung nach den Vorschriften des § 13a BauGB aufge-
stellt: 
 
Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben 
für die Innenentwicklung der Städte vom 21.12.2006 wurde 
der § 13 a „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ neu in 
das Baugesetzbuch aufgenommen. Danach können die 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung unter be-
stimmten Voraussetzungen im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt werden. Hiermit soll den Gemeinden entspre-
chend den aktuellen Herausforderungen ein Instrument zur 
zügigen Schaffung von (zusätzlichen) Baurechten im be-
stehenden Siedlungsbereich an die Hand gegeben werden. 
Gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB darf ein Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren bei einer zulässigen Grund-
fläche von weniger als 20.000 Quadratmetern als Maß-
nahme der Innenentwicklung aufgestellt bzw. geändert 
werden. Eine naturschutzrechtliche Ausgleichspflicht be-
steht gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht. 
 
Im derzeitigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Extertal 
wird der Änderungsbereich als gemischte Baufläche (M) 
dargestellt. Die 25. Änderung des Bebauungsplanes, die 
eine öffentlichen Zwecken dienende Gemeinbedarfsfläche 
festsetzt, stimmt demnach nicht mit der Darstellung des 
Flächennutzungsplanes überein. Gemäß § 13 a (2) Nr. 2 
BauGB kann ein Bebauungsplan auch geändert  werden, 
bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist 
und die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht beein-
trächtigt wird. Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Ex-
tertal wird folglich im Wege der Berichtigung angepasst. 
 
 

 
Da es sich bei der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“ um einen Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung BauGB handelt, wurde von 
der Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
BauGB (frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) abgesehen. 
 
Zielsetzung der 25. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, ist die Festsetzung einer 
„Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Rathaus“, sowie Veränderung von „überbaubaren Grund-
stücksflächen“ und weiterer Festsetzungen . Mit der Ände-
rung des in Rede stehenden Bebauungsplanes sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung 
und die Bestandssicherung des „Rathauses drei“ auf den 
Grundstücken „Mittelstraße 36“ und „Mittelstraße 38“ ge-
schaffen werden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 25. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, geht aus der 
als Anlage beigefügten kartografischen Abbildung hervor, 
die Bestandteil der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Es wird wie folgt festgestellt: 
 
Im Verfahren der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB und dem Verfahren der Beteiligung der 
Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB über die 25. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, sind 
keine Stellungnahmen eingegangen, die einer Abwägung 
durch den Rat der Gemeinde bedürfen. 
 
Es kann somit vom vorgreiflichen Satzungsbeschluss über 
die 25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der Ge-
meinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Ortskern 
Bösingfeld“, Gebrauch gemacht werden, der vom Rat der 
Gemeinde Extertal in seiner Sitzung am 05.07.2012 ge-
fasst worden ist. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
die Satzung über die 25. Änderung des  Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“,  rechtsverbindlich. (Inkrafts-
etzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB) 
 
Die Satzung über die 25. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, wird als Ersatzbekanntma-
chung bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, dass der 
Rat den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich be-
kanntgemacht wird und eine Einsichtnahme der beschlos-
senen Satzung (Bebauungsplan) gewährleistet wird. 
 
Die 25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Orts-
kern Bösingfeld“,  liegt ab dem Zeitpunkt der öffentlichen 
Bekanntmachung einschließlich der Begründung bei der 
Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  Fachbereich Planen und 
Bauen, Mittelstraße 36, Raum 13, 32699 Extertal, während 
der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht-
nahme öffentlich aus. Jedermann kann über den Inhalt der 
25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der Ge-
meinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Ortskern 
Bösingfeld“,  Auskunft verlangen. 
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Hinweise: 
 

1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Ver-
letzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften unbeachtlich ist, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung gegenüber der Gemeinde schriftlich 
geltend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nr. 3 des BauGB ebenfalls un-
beachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung gegen-
über der Gemeinde schriftlich geltend ge-
macht worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Ver-

fahrens- und Formvorschriften begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 

und 2 des BauGB über die Entschädigung 
von durch die Inkraftsetzung  
des Bebauungsplanes eingetretenen Vermö-
gensnachteile, sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädi-
gungsansprüche wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Form-

vorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) im Auf-
stellungsverfahren des Bebauungsplanes 
kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es 
sei denn  

 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b.) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d.) der Form- und Verfahrensfehler ist ge-
genüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache benannt, die den Man-
gel ergibt. 

 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 
 
gez. 
 
 Hoppenberg 
(Bürgermeister) 
 
 
Extertal,10.01.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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29 Ersatzbestimmung eines Vertreters für den Rat 

der Gemeinde Extertal gemäß § 45 des Kom-
munalwahlgesetzes 

 
Herr Andreas Lecker hat sein Mandat im Rat der Gemein-
de Extertal mit Wirkung zum 31.12.2012 niedergelegt. 
 
Gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes NRW in der zur-
zeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass Herr Axel Fi-
scher als nächster Bewerber auf der Reserveliste der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) in 
den Rat der Gemeinde Extertal nachrückt. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Extertal, 07.01.2013 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
 
 
 
30 Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson 

für den Schiedsamtsbezirk Extertal 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.10.2012 Frau Irene Kaiser für die Dauer von fünf Jahren 
zur stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamts-
bezirk Extertal gewählt. 
 
Extertal, den 08.01.2013 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
(Hans Hoppenberg) 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
31 Satzung für das Jugendamt der Alten Hanse-

stadt Lemgo vom 10.01.2013 
 

Präambel 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat am 10.12.2012 
aufgrund der §§ 69 ff. Achtes Buch des Sozialgesetzbuchs 
– SGB VIII - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22.12.2011 (BGBl. I S. 2975), des § 3 Abs. 2 des 
Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes – AG KJHG – vom 12.12.1990 
(GV. NRW S. 664) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.02.2012 (GV. NRW. S. 97) und des § 7 Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NRW – in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.05.2011(GV. NRW. S. 271) folgende Satzung für das 
Jugendamt beschlossen: 
 

I. Das Jugendamt 
 

§ 1 
Aufbau 

 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss 
und der Verwaltung des Jugendamtes. 
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu 
erlassenen Ausführungsgesetze und dieser Satzung für 
alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet der 
Alten Hansestadt Lemgo zuständig. 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Be-
strebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe. Die Entfaltung 
der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stär-
kung und Erhaltung der Erziehungskraft der Familie sollen 
bei allen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe im Vor-
dergrund stehen. 
 
(2) Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenar-
beit mit den Trägern der freien Jugendhilfe und allen be-
hördlichen Stellen bemühen, die sich mit Angelegenheiten 
der Kinder, Jugendlichen und jungen Menschen sowie der 
Familie befassen. Es hat dabei die Selbständigkeit der 
freien Träger in Zielsetzung und Durchführung der Jugend-
hilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisations-
strukturen zu achten. 
 

II. Der Jugendhilfeausschuss 
 

§ 4 
Mitglieder 

 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberech-
tigte Mitglieder und darüber hinaus weitere beratende Mit-
glieder nach Abs. 3 an. 
 
 

 
(2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach 
§ 71 Abs. 1 Ziffer 1 SGB VIII (Mitglieder der Vertretungs-
körperschaft oder von ihr gewählter Frauen und Männer, 
die in der Jugendhilfe erfahren sind) beträgt 9 und die Zahl 
der Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Ziffer 2 SGB VIII, die von 
dem im Bereich des Jugendamtes wirkenden und aner-
kannten freien Träger vorgeschlagen sind, beträgt 6. Die 
Mitglieder werden vom Rat der Alten Hansestadt Lemgo 
gewählt. Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r Stellver-
treter/in zu wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach 
dem Ersten Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes (AG KJHG) und der Gemeindeordnung 
(GO NRW) und der Geschäftsordnung des Rates. 
 
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeaus-
schuss an: 

a) die/der Hauptverwaltungsbeamte/in oder ein/e 
vom ihm/ihr bestellte/r Vertreter/in; 

b) die/der Leiter/in des Jugendamtes oder deren Ver-
treter/in; 

c) ein/e Richter/in des Vormundschaftsgerichtes o-
der des Familiengerichtes oder ein/e Jugendrich-
ter/in, die/der von der zuständigen Präsiden-
tin/dem zuständigen Präsidenten des Landgerich-
tes Detmold bestellt wird; 

d) ein/e Vertreter/in der Arbeitsverwaltung, die/der 
von der Direktorin/dem Direktor der Bundesagen-
tur für Arbeit bestellt wird; 

e) ein/e Vertreter/in der Schulen, die von der Be-
zirksregierung in Detmold bestellt werden; 

f) ein/e Vertreter/in der Kreispolizeibehörde, der/die 
von der Landrätin/dem Landrat des Kreises Lippe 
als Kreispolizeibehörde bestellt wird; 

g) je ein/e Vertreter/in der katholischen und evange-
lischen Kirche, die von der zuständigen Stelle der 
Religionsgemeinschaft bestellt werden; 

h) ein/e Arzt/Ärztin des Gesundheitsamtes, die/der 
von der Landrätin/dem Landrat des Kreises Lippe 
gestellt wird; 

i) ein/e Vertreter/in des Jugendamtselternbeirates; 
j) weitere sachkundige Frauen und Männer nach 

§ 5 Abs. 3 AG-KJHG, die vom Rat nach den Best-
immungen des AG-KJHG und der GO NRW ge-
wählt werden; 

k) beratende Mitglieder gemäß § 58 Abs. 1 Satz 6 
GO NRW. 

 
Für die Mitglieder c) bis k) ist je ein/e persönliche/r Vertre-
ter/in zu bestellen oder zu wählen. 
 

§ 5 
Teilnahme weiterer Personen 

 
(1) An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen 
bedarfsbezogen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter des Jugend-
amtes teil. 
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§ 6 

Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
 
(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich aufgrund 
§ 71 SGB VIII mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, 
insbesondere mit  

- der Erörterung aktueller Problemlagen junger 
Menschen und Ihrer Familien sowie Anregungen 
und Vorschläge für die Weiterentwicklung der Ju-
gendhilfe, 

- der Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) und  
- der Förderung der freien Jugendhilfe 

(§ 74 SGB VIII). 
 
(2) Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereitgestellten 
Mittel, dieser Satzung und der vom Rat gefassten Be-
schlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er soll 
vor jeder Beschlussfassung des Rates in Fragen der Ju-
gendhilfe gehört werden. Er hat das Recht, an den Rat An-
träge zu stellen. 
 
(3) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Auf-
gaben: 

1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen 
für 

a) die Förderung von Einrichtungen und 
Maßnahmen der Jugendhilfe,  

b) die Festsetzung der Leistungen oder der 
Hilfe zur Erziehung, soweit diese nicht 
durch Landesrecht geregelt werden. 

 
2. Die Entscheidung über  

a) Die Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII), 
b) die Förderung der Träger der freien Ju-

gendhilfe (§ 74 SGB VIII), 
c) die öffentliche Anerkennung der Träger 

der freien Jugendhilfe nach 
§ 75 SGB VIII i.V. mit § 25 AG KJHG, 

d) die Entwicklung von Kindertageseinrich-
tungen zu Familienzentren nach § 16 
Kinderbildungsgesetz (Kibiz) 

e) die Aufstellung von Vorschlagslisten für 
die Wahl der Jugendschöffen nach 
§ 35 JGG. 

 
3. Die Vorberatung 

a) des Haushalts für den Bereich der Ju-
gendhilfe, 

b) des Bedarfsplans für die Tageseinrich-
tungen für Kinder gem. §§ 79, 80 
SGB VIII (in Verbindung mit §§ 18 Abs. 2 
und 21 Abs. 6 Kibiz). 

 
4. Anhörung vor der Berufung des Leiters/der Leite-

rin der Verwaltung des Jugendamtes. 
 
(4) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Ent-
wicklungsstand an allen sie betreffenden Entscheidungen 
der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen (§ 8 Abs. 1 
SGB VIII). 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 7 

Unterausschüsse 
 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf 
Unterausschüsse ohne Entscheidungsbefugnis gebildet 
werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom 
Jugendhilfeausschuss aus seinen ordentlichen und stell-
vertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch 
den/die Vorsitzende/n und seinen/ihren Vertreter/in. 
 

III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
 

§ 8 
Eingliederung 

 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbständige Or-
ganisationseinheit innerhalb der Stadtverwaltung Lemgo. 
 

§ 9 
Aufgaben der Verwaltung 

 
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der 
öffentlichen Jugendhilfe werden von der Hauptverwal-
tungsbeamtin/ dem Hauptverwaltungsbeamten oder in ih-
rem/ seinem Auftrag von der Leiterin/ dem Leiter der Ver-
waltung des Jugendamtes im Rahmen dieser Satzung und 
der Beschlüsse des Rates und des Jugendhilfeausschus-
ses geführt. 
 
(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin/ der Hauptverwaltungs-
beamte oder in ihrem/ seinem Auftrag die Leiterin/ der Lei-
ter der Verwaltung des Jugendamtes ist verpflichtet, die 
Vorsitzende/ den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschus-
ses über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung 
des Jugendamtes zu 
unterrichten, bereitet die Beschlüsse des Jugendhilfeaus-
schusses vor und führt diese aus. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Am gleichen Tage tritt die Satzung für das Jugend-
amt der Alten Hansestadt Lemgo vom 15. März 1994 außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung für das Jugendamt der Alten Hansestadt 
Lemgo vom 10.01.2013 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der derzeitig gültigen 
Fassung beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 10. Januar 2013 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Stadt Lügde 
 
32 Ersatzbestimmung von Vertretern gemäß § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für die Stadt 
Lügde 

 
Die Ratsmitglieder Herr Jürgen Hundertmark (FWG) und 
Dr. Bertel Berendes (FWG) haben gemäß § 37 KWahlG mit 
Ablauf des 31.12.2012 auf ihr Mandat im Rat der Stadt 
Lügde verzichtet. 
 
Gemäß § 45 KWahlG stelle ich hiermit fest, dass 
 
• Herr Michael Schröder als Nachfolger für Herrn Dr. Be-

rendes mit Wirkung vom 7. Januar 2013 in den Rat der 
Stadt Lügde nachrückt und 

 
• Herr Klaus Dieter Meier als Nachfolger für Herrn Hun-

dertmark mit Wirkung vom 12. Januar 2013 in den Rat 
der Stadt Lügde nachrückt. 

 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. Der Ein-
spruch ist schriftlich einzureichen oder mündlich zur Nie-
derschrift zu erklären beim Wahlleiter der Stadt Lügde, Am 
Markt 1, 32676 Lügde. 
 
Lügde, 15.01.2013 
 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
Reker 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
33 Ersatzbestimmung eines Nachfolgers gemäß 

§ 45 des Kommunalwahlgesetzes 
 
Herr Friedrich Akemeier hat sein Mandat im Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg mit Wirkung zum 31.12.2012 nie-
dergelegt. 
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes 
NRW in der zurzeit geltenden Fassung stelle ich fest, dass 
Herr Hans-Peter Meinberg nach der Reserveliste der 
Freien Demokratischen Partei (FDP) in den Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg gewählt ist. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 17. Januar 2013 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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Volkshochschule Lippe-Ost 
 
34 Öffentliche Bekanntmachung der Eröffnungs-

bilanz des Zweckverbandes Volkshochschule 
Lippe-Ost zum 01. Januar 2008 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in ihren Sitzungen am 
19.12.2011 und am 17.12.2012 die von der CURACON 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüfte und mit einem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Eröff-
nungsbilanz des Zweckverbandes Volkshochschule Lippe-
Ost zum Stichtag 01.01.2008 mit einer Bilanzsumme in 
Höhe von 149.231,43 € festgestellt und dem Verbandsvor-
steher gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbindung mit 
§§ 92 Abs. 1, § 95 Abs. 3 Satz und § 96 Abs. 1 GO NRW 
uneingeschränkt Entlastung erteilt. 
 
Die Eröffnungsbilanz und der Anhang des Zweckverbandes 
Volkshochschule Lippe-Ost zum 01. Januar 2008 wird 
hiermit gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbindung mit 
§ 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie ist 
während der allgemeinen Öffnungszeiten, montags – don-
nerstags von 8:30 Uhr – 12:30 Uhr sowie dienstags von 
14:00 Uhr – 16:00 Uhr in der Hauptgeschäftsstelle der 
Volkshochschule in 32816 Schieder-Schwalenberg, Im 
Kurpark 1, Schloss Schieder, bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2009, zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, 15.01.2013 
 
 
gez. Gert Klaus 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl. Lippe 25.01.2013 
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